
Folgen der Kürzungen der bilateralen Hilfe:  

 

Das Dreijahresprogramm der österreichischen Entwicklungspolitik 2010 – 2012 wurde am 14. 

Dezember 2010 vom Ministerrat zur Kenntnis genommen. Nur eine Aufstockung der Mittel durch 

das Bundesfinanzrahmengesetz 2012 – 2015 kann verhindern, dass es zu verheerenden Kürzungen 

kommt. Die Kürzungen würden, unter anderem, die folgenden Auswirklungen haben:  

 

Ostafrika – kein Friedensengagement, dafür schutzlose Bevölkerung: Mit dem klaren 

Ergebnis des Referendums zur Unabhängigkeit des Südsudans besteht die Möglichkeit zur 

Stabilisierung der Krisenregion in Ostafrika. Gerade jetzt wäre ein Engagement Österreichs zu 

Frieden und Sicherheit in dieser fragilen Region erforderlich. Anstelle dessen werden alle 

überregionalen Ansätze eingespart und die zivile Bevölkerung bleibt ohne Schutz.  

 

Westsahara – die Krise der Flüchtlinge geht weiter: Mit dem Westsahara-Programm hat 

Österreich über viele Jahre tausende Flüchtlinge gemeinsam mit UN-Organisationen und 

österreichischen NGOs unterstützt und sich für eine Lösung des Konflikts zwischen Marokko und 

der um Unabhängigkeit kämpfenden Polisario eingesetzt. Angesichts der so gespannten Situation in 

Nordafrika sollte Österreich seine Unterstützung eines Friedensprozesses verstärken und nicht 

einstellen.  

 

Nicaragua – krank durch Einsparung: Österreichs langjähriges Engagement in Nicaragua soll 

2012 abrupt ein Ende finden. Damit wird Österreichs Unterstützung für die Basisgesundheit in 

Zusammenarbeit mit der Regierung beendet, aber auch bewährte Arbeit einer österreichischen 

NGO in der benachteiligten Region an der Atlantik Küste, die vor allem Frauen und Kindern zugute 

kommt.  

 

Region Lateinamerika – rechtlose indigene Bevölkerung: Von der Einstellung des regionalen 

Lateinamerika-Programms werden vor allem die indigenen Bevölkerungsgruppen betroffen sein. 

Denn künftig wird es dann keine Stärkung und Unterstützung marginalisierter 

Bevölkerungsgruppen z.B. in Guatemala und El Salvador mehr geben, damit sie ihre sozialen 

Rechte und Menschrechte einfordern können.  

 

Humanitäre Hilfe – in der Not im Stich gelassen: Schon jetzt ist der 

Auslandskatastrophenfonds nicht fix und schon gar nicht ausreichend dotiert, um international 

adäquat auf die zunehmenden Katastrophen zu reagieren. Künftig können nur noch die von 

besonders medienwirksamen Krisen betroffenen Regionen mit Kleinstbeträgen (im internationalen 

Vergleich) unterstützt werden. Für den so wesentlichen Wiederaufbau werden vom offiziellen 

Österreich keine finanziellen Vorkehrungen getroffen.  

 

Einstellung des Anti-Minenprogramms – weitere Opfer und keine Entwicklung: Österreich 

hat seit der ‚Ottawa Konvention‘ zum Bann von Landminen eine Vorreiterrolle in den 

internationalen Bemühungen im Kampf gegen Landminen inne. Nun sollen Entminungsprojekte und 

Minenopferhilfe eingespart werden, beides ist aber eine wesentliche Maßnahme zum Schutz der 

Zivilbevölkerung und zur positiven Entwicklung ehemaliger Kriegsgebiete.  

 

Rückgang der Zusammenarbeit mit den NGOs – Rückgang der sozialen Leistungen: Im 

Rahmen der bilateralen Zusammenarbeit zwischen Österreich und dem Partnerland wird der Aufbau 

verlässlicher staatlicher Strukturen unterstützt. Dort, wo diese Strukturen nach wie vor fehlen – 

und das trifft auf fast alle Entwicklungsländer zu – erbringen oftmals lokale NGOs die sozialen 

Grundleistungen z.B. in der Bildung und Gesundheitsversorgung. Diese Leistungen wurden ehemals 

durch Länderprogramme der OEZA ermöglicht.  


